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Zusammenarbeit von Öffentlicher Hand und
Privatwirtschaft funktioniert immer besser

Die Zusammenarbeit zwischen der Öffentlichen Hand und der Privatwirtschaft funktioniert immer
besser. Nach Jahren des zögerlichen Aufeinanderzugehens loben Kreise, Städte und Gemeinden nun
mehrheitlich den Verlauf und die Ergebnisse von gemeinsam vorangetriebenen Projekten. Das machen
die Ergebnisse einer aktuellen Umfrage bei den PPP-Verantwortlichen bei öffentlichen Projektträgern
deutlich. In ihrer neuesten Ausgabe (Mai 2006) berichtet die Zeitschrift Rathaus Consult 
http://www.rathaus-consult.de über den aktuellen Stand deutscher PPP-Vorhaben und über die
Erfahrungen, die Städte und Gemeinden im Verlauf der Projekte gewonnen haben.

Verantwortlich für das positive Stimmungsbild ist nach Angaben der Kreise und Kommunen der deutlich
angestiegene Wissens- und Erfahrungsstand bei Behörden und öffentlichen Einrichtungen. Das macht
es ihnen zum einen leichter, die Erfolgsaussichten neuer Gemeinschaftsprojekte einzuschätzen. Zum
anderen rentiert sich das in der Praxis gewonnene Know-how bei der Planung und Durchführung von
Folgeprojekten. Je mehr Erfahrung Städte und Gemeinden mit PPP-Projekten gesammelt haben, desto
größer ist die Bereitschaft, neue Vorhaben mit der Privatwirtschaft in Angriff zu nehmen und desto
stärker glauben die Behörden an den Erfolg solcher Projekte.

Das Fazit der Umfrage: Die Vertreter der Kommunen haben in den vergangenen Jahren viel über die
Denk- und Arbeitsweisen ihrer Partner dazu gelernt und fühlen sich nun deutlich sicherer im Umgang
mit den Unternehmen. Aus Fehlschlägen wurden die richtigen Erkenntnisse gezogen und bei den
nächsten Vorhaben berücksichtigt. Überall dort aber, wo die tatsächlichen Ergebnisse mit den
Erwartungen überein stimmen, haben die Kommunalvertreter dazugelernt und sind fest entschlossen,
ihre Erfahrungen bei Folgeprojekten einzubringen. Die wichtigsten Schlussfolgerungen nach Angaben
der Kommunen sind:

- Den Kreis der Stakeholder ausweiten: Kollegen aus anderen Behörden sollten bei PPP-Vorhaben
früher als bisher eingebunden werden.

- Die Finanzrechnung langfristiger anlegen: Über die direkten Kosten des Projektes hinaus müssen die
Kosten des gesamten Projektlebenszyklus’ betrachtet werden.

- Mehr Zeit nehmen für die Vorbereitung des Projektes: Funktionalitäten, technische Ausgestaltung und
die Verteilung der Risiken sollten im Vorfeld gründlicher geklärt und vereinbart werden.

Weitere Infos: Andreas Oberholz, Chefredakteur Rathaus Consult, UBG-Medienzentrum,
Egermannstraße 2, 53359 Rheinbach, Tel.: 02226-802-221, Fax: 02226-802-222 Mail: verlag@ubg-
medienzentrum.de

Quelle: www.ne-na.de

http://www.rathaus-consult.de


it-recht 
kanzlei 
münchen

Copyright © | IT-Recht Kanzlei München | Alter Messeplatz 2 | 80339 München | Tel. + 49 (0)89 13014330 | Fax +49 (0)89 130143360

Veröffentlicht von:
RA Max-Lion Keller, LL.M. (IT-Recht)
Rechtsanwalt

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

http://www.tcpdf.org

	Zusammenarbeit von Öffentlicher Hand und Privatwirtschaft funktioniert immer besser

